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1. Behörden 

1.1  Volksaufträge 

1.2  Parlamentarische Initiativen 

1.3  Aufträge 

1.3.1  Durchführung einer Session im Schwarzbubenland 

19. Mai 2010 überparteilich 
Die Ratsleitung wird beauftragt, zu gegebener Zeit zu prüfen, wie eine oder mehrere 
Kantonsratssitzungen im Schwarzbubenland durchgeführt werden können, wenn sich im 
Rahmen des Umbaus des Kantonsratssaals die Notwendigkeit ergeben sollte, 
Kantonsratssitzungen ausserhalb des Kantonsratssaals durchzuführen. 
Erledigt 
Die August/September-Session 2012 wird in Nunningen stattfinden. 

 

1.3.2  Änderung des Geschäftsreglements: Möglichkeit eines interfraktionellen Vorstosses 

14. Dezember 2011 Roland Heim, CVP 
Das Geschäftsreglement des Kantonsrats von Solothurn ist so zu ergänzen, dass es in Zukunft 
wieder möglich sein wird, einen interfraktionellen, fraktionsübergreifenden oder ähnlich 
bezeichneten (früher überparteilichen) Vorstoss einzureichen. 
Unerledigt 
Bericht und Antrag wird dem Kantonsrat in der Januar-Session 2012 unterbreitet. 

1.4  Motion 

1.5  Postulate
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2. Staatskanzlei 

2.1  Volksaufträge 

2.2  Parlamentarische Initiativen 

2.3  Aufträge 

2.3.1  Ergänzung der Unvereinbarkeitsbestimmungen 

19. Mai 2010 Markus Schneider, SP 
Die kantonalen Verfassungsbestimmungen zur Gewaltenteilung (Art. 58) sind dahingehend 
anzupassen, dass zusätzlich zu dem heute bereits betroffenen Personenkreis auch alle 
nebenamtlichen Mitglieder kantonaler Gerichte, die der direkten Aufsicht des Kantonsrates 
unterstehen (§ 109 Gesetz über die Gerichtsorganisation, BGS 125.12) und bei denen der 
Kantonsrat Disziplinarbehörde ist (§ 24 lit.a Verantwortlichkeitsgesetz, BGS 124.21), nicht 
gleichzeitig Mitglied des Kantonsrates sein dürfen. Die Änderungen sind auf Beginn der 
nächsten Wahlperiode in Kraft zu setzen. 
Unerledigt 
Eine Änderung der Kantonsverfassung ist in Vorbereitung. 

 

2.3.2  Sicherstellung der Ausgewogenheit der Abstimmungsbroschüre bei allen Vorlagen 

22. März 2011 Markus Knellwolf, glp 
Der Regierungsrat wird beauftragt, in Zukunft die Abstimmungsbroschüre ausgewogen 
auszugestalten. So ist insbesondere auch den Auffassungen wesentlicher Minderheiten 
Rechnung zu tragen. Um praktische Umsetzungsprobleme zu verhindern, soll er sich dabei 
grundsätzlich an der Praxis des Bundes orientieren. 
Erledigt 
Im Merkblatt für die Verfasser von Abstimmungsbotschaften wurden entsprechende 
Anweisungen aufgenommen. In der Abstimmungsbroschüre für die Abstimmung vom 11. 
März 2012 sind die gegnerischen Auffassungen enthalten. 

 

2.3.3  Schaffung einer rechtlichen Grundlage für die definitive Einführung von e-Voting 

2. November 2011 Fabian Müller, SP 
Der Regierungsrat wird beauftragt, die rechtlichen Grundlagen dahingehend zu ändern, dass 
e-Voting im Kanton Solothurn definitiv eingeführt werden kann. Die Sicherheit bei der 
korrekten Ergebnisermittlung sowie die Einhaltung des Wahlgeheimnisses muss gewährleistet 
sein. 
Unerledigt 
Eine Ausdehnung von Vote électronique für Stimmberechtigte mit Wohnsitz im Kanton ist 
aufgrund der dezentralen Stimmregister, der unterschiedlichen Software in den Gemeinden 
und der fehlenden Schnittstelle zum Wahl- und Abstimmungssystem sehr komplex. Ein Pilot-
versuch mit ein paar Gemeinden ist frühestens ab 2014 möglich. 

2.4  Motionen 

2.5  Postulate
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3. Bau- und Justizdepartement 

3.1  Volksaufträge 

3.2  Parlamentarische Initiativen 

3.3  Aufträge 

3.3.1  Für mehr Sicherheit beim Bipperlisi 

6. September 2006 Irene Froelicher, FdP 

Der Regierungsrat wird aufgefordert, die Massnahmen, welche die Verkehrssicherheit im 
Zusammenhang mit der Bahn «Bipperlisi» erhöhen, raschmöglichst auszuführen. 
Unerledigt 

Die vor dem Jahr 2011 ausgeführten Massnahmen sind den jeweiligen Berichten per Ende 
2007 bis 2010 zu entnehmen. 
Auf dem Streckenabschnitt St. Katharinen in Solothurn bis Flumenthal untersucht die Aare 
Seeland mobil AG (asm) gemeinsam mit dem Amt für Verkehr und Tiefbau die Parallelführung 
der Schiene mit der Strasse. Ziel der Untersuchungen ist die Aufzeigung des fehlenden 
Sicherheitsabstands zwischen Bahn und Strasse. Für die Festlegung des notwendigen 
Querschnitts wurde das Bundesamt für Verkehr begrüsst. Die Antwort steht leider immer noch 
aus. Das neue Lichtraumprofil bedingt grössere Strassen- oder Bahnkorrekturen. Das Amt für 
Verkehr und Tiefbau beabsichtigt, diese Arbeiten zusammen mit den vorgesehenen 
Betonstrassensanierungen vorzunehmen. Die Sanierungsart und der Terminplan der Arbeiten 
werden im Herbst 2012 festgelegt. 
Als Sofortmassnahme (Lichtraumausweitung asm) wird im Abschnitt Kreuzung Hinterriedholz 
bis Flumenthal die Strasse provisorisch mit Baken um 0.50 m verschmälert. Diese Arbeiten 
erfolgen im Sommer 2012. 
Gegen die aufgelegten neuen Schrankenanlagen in Feldbrunnen hat die Einwohnergemeinde 
Feldbrunnen Einsprache erhoben. Das Bundesamt für Verkehr, die asm und der Kanton 
Solothurn suchen zusammen Optimierungsmöglichkeiten, um das aufgelegte Projekt 
verbessern zu können. Namentlich werden rückwärtige Erschliessungen untersucht, welche 
zur Aufhebung von Bahnübergängen führen. Mit ersten Resultaten ist für Sommer 2012 zu 
rechnen. Die gesetzliche Vorgabe der Sanierung von Bahnübergängen bis Ende 2014 steht für 
alle Beteiligten nicht zur Diskussion. 
Unter Federführung des Amtes für Verkehr und Tiefbau wurde im Frühjahr 2011 in 
Zusammenarbeit mit dem Stadtbauamt Solothurn, der Aare Seeland mobil AG sowie der 
Denkmalpflege des Kantons Solothurn mit der Erarbeitung eines Betriebs- und 
Gestaltungskonzepts für die Baselstrasse in Solothurn begonnen. Ziel des Betriebs- und 
Gestaltungskonzepts ist eine für alle Verkehrsteilnehmer bestmögliche Lösung betreffend 
Verkehrssicherheit und Verkehrsqualität zu erreichen. Der Variantenentscheid soll bis Ende 
2012 vorliegen. 
In der Stadt Solothurn wurden im Abschnitt Baselstrasse (Sternenkreuzung) bis Bahnhof in den 
letzten Jahren alle Lichtsignalanlagen erneuert. Die asm wird bei sämtlichen Anlagen 
bevorzugt. Zurzeit sind noch kleiner Optimierungsmassnahmen in Abklärung (z.B. 
Verbesserung der Anmeldungsvorgänge). 

 

3.3.2  Anpassung des Kapitels Telekommunikation VE-6.3. des kantonalen Richtplanes 

7. November 2007 Fraktion FdP 

Das Kapitel 6.3 Telekommunikation des kantonalen Richtplanes wird mit einem zusätzlichen 
Beschluss ergänzt. Dieser lautet wie folgt: VE-6.3.7 «Die Mobilfunkbetreiber optimieren 
Antennenstandorte innerhalb der Bauzone vorgängig zum Baugesuchsverfahren in einem 
Dialog mit den Gemeinden (Konsensualverfahren)». 
Unerledigt 

Der Auftrag wird mit der Gesamtüberprüfung des kantonalen Richtplans umgesetzt. Bis Ende 
2012 wird ein Entwurf des Richtplans vorliegen, welcher anfangs 2013 dem Kantonsrat zur 
Kenntnis gebracht wird. 
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3.3.3  Verbesserter Hochwasserschutz im Niederamt und Olten 

12. März 2008 Überparteilich 

Der Regierungsrat wird beauftragt, ein Konzept «Hochwasserschutz Aare und Dünnern» 
auszuarbeiten, um die gefährdeten und bekannten Gebiete im Niederamt und der Stadt Olten 
vor weiteren Hochwassern zu schützen. 
Unerledigt 

Aare: Als Teil der Wasserbauplanung 2009, Kantonsratsbeschluss Nr. SGB 119/2008 vom 10. 
Dezember 2008, bzw. deren Fortschreibung in den Mehrjahresplanungen 2011 und 2012 für 
den Wasserbau und die Siedlungswasserwirtschaft, Kantonsratsbeschlüsse Nr. SGB 136/2010 
vom 3. November 2010 und Nr. SGB 156/2011 vom 8. November 2011, ist das Wasserbauprojekt 
Hochwassersicherheit Aare, Abschnitt Olten bis Kantonsgrenze bei Aarau, in Bearbeitung. 
 
Dünnern: Als Teil der Mehrjahresplanung 2011 für den Wasserbau und die 
Siedlungswasserwirtschaft, Kantonsratsbeschluss Nr. SGB 136/2010 vom 3. November 2010, 
bzw. deren Fortschreibung in der Mehrjahresplanung 2012 für den Wasserbau und die 
Siedlungswasserwirtschaft, Kantonsratsbeschluss Nr. SGB 156/2011 vom 8. November 2011, 
wird bis anfangs 2012 das Hochwasserschutz- und Revitalisierungskonzept erarbeitet. Darin 
werden die Erkenntnisse der kommunalen Gefahrenkarten zusammengeführt, das 
Hochwasserschutzdefizit der gesamten Region aufgezeigt und die Wirksamkeit und 
Wirtschaftlichkeit verschiedener Lösungsansätze unter Berücksichtigung des 
Revitalisierungspotenzials beurteilt. In der Folge wird die Projektierung konkreter 
Hochwasserschutz- und Revitalisierungsmassnahmen angegangen. 

 

3.3.4  Umsetzung der Agglomerationsprogramme und Schaffung regionaler Trägerschaften 

2. Dezember 2008 Fraktion CVP/EVP 

Der Regierungsrat wird aufgefordert, in einem Konzept aufzuzeigen, mit welchen regionalen 
Trägerschaften die ausgearbeiteten Agglomerationsprogramme umgesetzt werden sollen. Im 
Weiteren soll der Regierungsrat prüfen, welche gesetzlichen Grundlagen für diese 
Trägerschaften benötigt werden und wie sich die Schaffung der Trägerschaften mit den 
Anliegen der Gemeindeautonomie und den sonstigen im Aufbau begriffenen regionalen 
Trägerschaften vereinbaren lässt. 
Unerledigt 

Das Projekt ist in drei Phasen unterteilt. Nachdem der Konzeptbericht von Phase 1 insgesamt 
auf ein mehrheitlich positives Echo bei den Gemeinden gestossen ist, löste der Regierungsrat 
Phase 2 des Projektes aus. Der Bericht «Regionale Trägerschaften - Konkretisierung des 
Modells» wurde wiederum anlässlich von drei regionalen, gut besuchten 
Informationsveranstaltungen zur Diskussion gestellt. Nun stellt sich konkret die Frage, ob im 
Sinne der Vorschläge, die Gesetzgebungsarbeiten ausgelöst werden sollen. Aus diesem Grund 
wurden Ende 2011 die Gemeinden mit einem Fragebogen bedient. Nach Auswertung des 
Fragebogens wird der Regierungsrat im Jahr 2012 einen Entscheid über das weitere Vorgehen 
in diesem Projekt fällen. 

 

3.3.5  Bewilligungspflicht für erneuerbare Energien 

3. März 2009 Peter Brügger, FdP 

Der Regierungsrat wird beauftragt, dem Kantonsrat eine Änderung des Planungs- und 
Baugesetzes und der kantonalen Bauverordnung zu unterbreiten, die folgende Vereinfachung 
des Baubewilligungsverfahrens bringen soll: 
– Für Sonnenkollektoren mit einer Fläche bis 20m2 ist unabhängig der Zonenzugehörigkeit 

keine Baubewilligung notwendig. Ausgenommen davon sind Anlagen bei Gebäuden, die 
unter Denkmalschutz stehen. 

– Für Luftwärmepumpen ist unabhängig der Zonenzugehörigkeit generell keine 
Baubewilligung notwendig. 

Unerledigt 

Erledigung erfolgt im Rahmen der Teilrevision der Kantonalen Bauverordnung, welche mit 
RRB Nr. 2011/2616 vom 13. Dezember 2011 in erster Lesung beraten und beschlossen sowie in 
die öffentliche Vernehmlassung bis 5. April 2012 gegeben wurde. 
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3.3.6  Verbesserung der Aufsicht über die Staatsanwaltschaft des Kantons Solothurn 

5. Mai 2009 François Scheidegger, FdP 

Der Regierungsrat wird beauftragt, dem Kantonsrat die erforderlichen Verfassungs- und 
Gesetzesänderungen zu unterbreiten für den Ausbau der Aufsicht des Regierungsrates über die 
Strafverfolgungsbehörden im Sinne von Ziffer 3.4. (Ermöglichung von generellen Weisungen). 
Unerledigt 

Die Arbeiten sind vom Bau- und Justizdepartement anhand genommen worden und sind mitt-
lerweile soweit fortgeschritten, dass im 2012 eine Vorlage in die Vernehmlassung geschickt 
werden kann. 

 

3.3.7  Verbilligtes Jugendabo (= Umweltabo) 

1. Juli 2009 Fraktion CVP/EVP 

Der Regierungsrat wird beauftragt, für Jugendliche, Lehrlinge und Studenten im Kanton 
Solothurn ein tarifverbundübergreifendes Jugendabo zu realisieren. 
Erledigt 

Die im Dezember 2010 eingeführte «Überlappung» der Tarifverbunde «A-Welle» und «Libero» 
im Raum Oensingen/Thal, bei der im Raum zwischen Welschenrohr, dem Passwang, Langen-
bruck, Oberbuchsiten und Kestenholz Billette und Abonnemente beider Verbunde gelten, hat 
sich bewährt. Mit der Verbesserung der Durchlässigkeit der Verbundgrenzen und dem 
erweiterten Gebiet, aus dem Verbundbillette und -abonnemente in beide Verbunde gelöst 
werden können, kann bereits einem grossen Teil des Auftrags entsprochen werden. 
Die Kantone Bern und Solothurn haben gemeinsam mit den Transportunternehmungen das 
Projekt der Integration des Tarifverbunds AboZigZag (Biel – Grenchen – Seeland – Berner Jura) 
in den Tarifverbund Libero (Bern – Solothurn) gestartet. Die Umsetzung ist für 2014 geplant. 
Auch mit diesem Zusammenschluss der beiden Verbunde werden die bestehenden tarifari-
schen Grenzen im Sinne der Erfüllung des Auftrags durchlässiger. 
Ein weiterer Schritt im Sinne des Auftrags Jugendabo ist die Einführung des Nachtangebotes 
«Nachtwelle» durch die Gemeinden in den Bezirken Thal, Olten, Gösgen und Gäu. Damit sind 
die wichtigen Relationen auf dem gesamten Kantonsgebiet in den Wochenendnächten durch 
Nachtnetze erschlossen. 
Die Schaffung eines Umwelt-Jugendabos für das gesamte Kantonsgebiet, wie der Auftrag es 
fordert, ist allerdings nicht umsetzbar, da für Verbindungen Olten – Solothurn und Solo-
thurn/Olten – Dornach/Breitenbach ein grosser Teil der Wege über die Nachbarkantone Bern, 
Aargau, Basel-Landschaft und Basel-Stadt führt, die – ebenso wie die beteiligten Tarifver-
bunde und Transportunternehmungen – ein solches Angebot ablehnen. 

 

3.3.8  Erleichterte Verfahren für die Kleinwasserkraft/Abbau von Hindernissen für die Förderung der 
Kleinwasserkraft 

26. August 2009 Überparteilich 

Der Regierungsrat wird beauftragt, organisatorische und planerische Massnahmen zu 
ergreifen, um die Verfahren für den Bau und die Neukonzessionierung von 
Kleinwasserkraftwerken zu beschleunigen. 
Unerledigt 

Wie im RRB Nr. 2009/382 vom 10. März 2009 beschrieben, wurden bereits verschiedene Mass-
nahmen geprüft und wo möglich umgesetzt. Mit der nun vorliegenden Empfehlung der Auf-
sichtsbehörden BAFU und BFE (Empfehlung zur Erarbeitung kantonaler Schutz- und Nutzungs-
strategien im Bereich Kleinwasserkraftwerke, 2011) kann die Erarbeitung der kantonalen Was-
sernutzungsstrategie in Angriff genommen werden, welche massgebend wird für die Verfah-
ren von Kleinwasserkraftwerken. Um die Schutz- und Nutzungsinteressen umfassend 
berücksichtigen zu können, wird die Wassernutzungsstrategie mit den kantonalen Strategi-
schen Planungen zum Schutz und Nutzung der Gewässer (Revitalisierungsplanung, Geschiebe-
haushalt, Fischgängigkeit gemäss rev. Gewässerschutzgesetz) koordiniert. Diese Planungen 
sind bis Ende 2013 dem Bund zur Stellungnahme vorzulegen. Die Wassernutzungsstrategie 
wird somit spätestens Ende 2013 abgeschlossen sein. 
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3.3.9  Kein Endlager im Niederamt 

2. September 2009 Fraktion SP/Grüne 

Der Regierungsrat sichert zu, sich vehement dafür einzusetzen, dass die Kriterien des 
Sachplans geologisches Tiefenlager strikte eingehalten und die Interessen des Niederamtes 
berücksichtigt werden. 
Unerledigt 

Es handelt sich um einen Auftrag, der sich auf die ganze Verfahrensdauer bezieht (Dauerauf-
gabe). Das Verfahren läuft wie folgt ab: Die Standortsuche erfolgt im Sachplan geologische 
Tiefenlager. Der Sachplan ist ein Raumplanungsinstrument des Bundes. Das Sachplanverfahren 
für geologische Tiefenlager findet in drei Etappen statt. Etappe 1 hat im November 2008 mit 
der Bekanntgabe der möglichen Standortgebiete durch die Nagra begonnen und ist mit dem 
Bundesratsentscheid am 30. November 2011 abgeschlossen worden. Mit dem Entscheid des 
Bundesrates, alle sechs vorgeschlagenen Standortregionen in den Sachplan aufzunehmen, ist 
der Kanton Solothurn mit der Standortregion Jura-Südfuss für ein Tiefenlager für schwach- 
und mittelaktive Abfälle betroffen. Mit dem Abschluss der Etappe 1 gab der Bundesrat gleich-
zeitig den Startschuss für Etappe 2 der Standortsuche. Die vorgeschlagenen Standortgebiete 
werden in dieser rund vier Jahre dauernden Etappe sicherheitstechnisch vertieft untersucht. 
Ein wichtiger Meilenstein in Etappe 2 ist die Bekanntgabe der Vorschläge der Nagra zur Plat-
zierung der Oberflächenanlage sowie deren Erschliessung, welche am 20. Januar 2012 erfolgt 
ist. Die Vorschläge werden von den Regionalkonferenzen und deren Fachgremien im Jahre 
2012 diskutiert und beurteilt. Die Regionalkonferenz Jura-Südfuss wurde am 9. November 
2011 gegründet. In der Etappe 2 werden die Standortvorschläge auf mindestens zwei pro Ab-
fallkategorie (hochaktive/schwach- und mittelaktive Abfälle) eingegrenzt. In Etappe 3 erfolgt 
die definitive Standortauswahl und der Bundesratsentscheid über das Rahmenbewilligungsge-
such. Die Rahmenbewilligung muss von den eidgenössischen Räten genehmigt werden. Der 
Parlamentsbeschluss untersteht dem fakultativen Referendum. 

 

3.3.10  Anpassung der Verfahrensvorschriften im Verantwortlichkeitsgesetz 

22. Juni 2010 Überparteilich 

Der Regierungsrat wird beauftragt, das Verantwortlichkeitsgesetz, insbesondere § 11, so 
anzupassen, dass Schadenersatzansprüche gegenüber dem Gemeinwesen keinen 
Verwirkungsfristen, sondern ausschliesslich den Verjährungsfristen gemäss Artikel 60 OR 
unterliegen. 
Unerledigt 

Mit RRB Nr. 2010/2357 vom 14. Dezember 2010 hat der Regierungsrat Botschaft und Entwurf 
für Anpassungen im Staatshaftungsrecht dem Kantonsrat unterbreitet. Aufgrund der 
seitherigen Entwicklungen (insb. kontroverse Auffassungen im Bereich der medizinischen 
Staatshaftung) hat der Regierungsrat mit RRB Nr. 2011/2193 vom 24. Oktober 2011 eine neue 
Vorlage in die Vernehmlassung (bis 26. Januar 2012) geschickt. Die neue Vorlage wird dem 
Kantonsrat voraussichtlich 2012 unterbreitet werden. 

 

3.3.11  Deponie Rothacker 

30. Juni 2010 Iris Schelbert-Widmer, Grüne 

Der Regierungsrat wird beauftragt, die Situation betreffend der Deponie Rothacker zu klären, 
insbesondere die Ströme des Sickerwassers und die in der Deponie gelagerten Abfälle zu 
ermitteln und eine Sanierung der Deponie zu prüfen. Dazu soll er dem Kantonsrat eine 
Kostenschätzung, eine eventuelle Kostenbeteiligung der Betreiberin und einen möglichen 
Zeitplan vorlegen. 
Unerledigt 

Die Stellungnahme des Regierungsrates mit dem weiteren Vorgehen sowie der 
Kostenschätzung und Finanzierung erfolgte mit dem RRB Nr. 2010/600 vom 30. März 2010. Die 
darin erwähnten technischen Untersuchungen (Stufe 1) wurden 2011 abgeschlossen, die 
Ergebnisse Anfang 2012 öffentlich kommuniziert (Medienmitteilung). Mit Abschluss der Stufe 
2 ist im Verlauf von 2012 zu rechnen. 
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3.3.12  Metro Schwarzbubenland 

26. Januar 2011 Christian Imark, SVP 

Der Kanton Solothurn setzt sich, im Rahmen seiner Möglichkeiten, für die Verdichtung des 
Taktfahrplans auf der S-Bahn Linie 3 zwischen Olten und Laufen ein. 
Unerledigt 

Im Rahmen der Angebotsplanung Nordwestschweiz setzen sich die Kantone AG, BL, BS, JU 
und SO mit den SBB für eine Verbesserung der Verkehrsverhältnisse im Laufen- und Ergolztal 
ein. Eine erste Massnahme ist die Erweiterung des Ostkopfs des Bahnhofs Basel SBB. Ohne die 
hierdurch geschaffenen zusätzlichen Kapazitäten kann keine Erweiterung des Angebots im 
Laufental und im Ergolztal umgesetzt werden. Die Erweiterung des Ostkopfs Basel ist in der 
Botschaft zu FABI (Finanzierung und Ausbau der Bahn-Infrastruktur) enthalten. 
Für die weitere Angebotsplanung im Laufental werden 2012 mehrere Varianten vertieft und 
bewertet. Untersucht werden hierbei als Varianten ein Viertelstundentakt der Regio-S-Bahn S3 
Basel – Laufen bzw. eine zweite Fernverkehrsverbindung Basel – Delémont. 

 

3.3.13  Keine Ausnützungsanrechnung bei verglasten, unbeheizten Balkonverglasungen (Cover) 

26. Januar 2011 Claude Belart, FDP 

Der Regierungsrat wird beauftragt, die Kantonale Bauverordnung so zu ändern, dass verglaste 
Balkone im unbeheizten Bereich nicht zur Ausnützungsziffer angerechnet werden müssen. 
Unerledigt 

Erledigung erfolgt im Rahmen der Teilrevision der Kantonalen Bauverordnung, welche mit 
RRB Nr. 2011/2616 vom 13. Dezember 2011 in erster Lesung beraten und beschlossen sowie in 
die öffentliche Vernehmlassung bis 5. April 2012 gegeben wurde. 
 

 

3.3.14  Nachweis der Einhaltung der GAV im Submissionswesen 

22. März 2011 Heinz Glauser, SP 

Der Regierungsrat wird beauftragt, Bestätigungen über die Einhaltung der GAV’s bei der 
zuständigen Paritätischen Kommission analog den anderen Bestätigungen (Sozialversicherun-
gen, Steuern etc.) einzufordern. 
Erledigt 

Die entsprechenden Informationen werden vom Hochbauamt für Aufträge des Bau- und 
Justizdepartementes erhoben. 

 

3.3.15  Energie-, Baulandeffizienz und Biodiversität fördern statt beschränken 

22. März 2011 Felix Lang, Grüne 

Der Regierungsrat wird beauftragt, die bauliche Gesetzgebung im Hinblick auf die Förderung 
der Energie- und Baulandeffizienz sowie der Biodiversität zu überprüfen und dabei vor allem 
die Nutzungsziffern entsprechend zu ändern und möglichst zu vereinfachen. 
Unerledigt 

Erledigung erfolgt im Rahmen der Teilrevision der Kantonalen Bauverordnung, welche mit 
RRB Nr. 2011/2616 vom 13. Dezember 2011 in erster Lesung beraten und beschlossen sowie in 
die öffentliche Vernehmlassung bis 5. April 2012 gegeben wurde. 
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3.3.16  Ausnützungsbonus für Bauten in Minergie und Minergie P 

22. März 2011 Fraktion FDP.Die Liberalen 

Der Regierungsrat wird beauftragt, die notwendigen Änderungen auf Gesetzes- und/oder 
Verordnungsstufe vorzunehmen, damit Gebäuden, welche die Anforderungen an den Miner-
gie- und den Minergie-P-Standard (Passivhäuser) erfüllen, als Anreiz ein angemessener 
Ausnützungsbonus gewährt wird. 
Unerledigt 

Erledigung erfolgt im Rahmen der Teilrevision der Kantonalen Bauverordnung, welche mit 
RRB Nr. 2011/2616 vom 13. Dezember 2011 in erster Lesung beraten und beschlossen sowie in 
die öffentliche Vernehmlassung bis 5. April 2012 gegeben wurde. 
 

 

3.3.17  Sichern von Landreserven in Richtplan und Raumplanung für Firmen mit Anschlussgleisen und 
künftigen Infrastrukturbauten der Bahn 

24. August 2011 Peter Schafer, SP 

Der Regierungsrat wird beauftragt, in Übereinstimmung mit der Gesetzgebung bezüglich 
Luftreinhaltung, Güterverkehrsverlagerung und Umweltschutz im Allgemeinen, folgende 
Punkte verbindlich in den Richtplan aufzunehmen, respektive in die laufende 
Richtplanüberarbeitung und in der Raumplanung des Kantons Solothurn zu berücksichtigen: 
– Geeignete gleisnahe Grundstücke, insbesondere an der Jura Südfuss Strecke und im 

Niederamt sollen nach Möglichkeit nur dann mit industriellen Bauten belegt werden, 
wenn sich die entsprechenden Firmen dazu verpflichten, ihr Areal mit Anschlussgleisen zu 
erschliessen und ihre Transporte mehrheitlich per Bahn abzuwickeln. 

– Das Amt für Raumplanung und das Amt für Verkehr und Tiefbau des Bau- und 
Justizdepartements des Kanton Solothurn pflegt einen regelmässigen Austausch mit SBB 
Infrastruktur, SBB Cargo, BLS AG und OeBB, um jederzeit deren kurz-, mittel- und 
langfristigen Landbedürfnisse für Planungen und Projekte im Bereich 
Schienengüterverkehr zu kennen. Dies mit dem Ziel, entsprechende Landreserven zu 
sichern, auch zu einem Zeitpunkt, bei dem noch keine konkreten Bauprojekte vorliegen. 

Unerledigt 

Das Bau- und Justizdepartement übernimmt die entsprechenden Anliegen als 
Planungsgrundsätze in den kantonalen Richtplan. 

 

3.3.18  Keine Gebühren im energetischen und umwelttechnischen Bereich 

8. November 2011 Irene Froelicher, glp 

Der Regierungsrat wird aufgefordert, die Kantonale Verordnung über 
Grundeigentümerbeiträge und –gebühren so abzuändern, dass bauliche Massnahmen an 
Gebäuden, welche zu Verbesserungen im energetischen Bereich (Sanierungen bezüglich 
Energieeffizienz, Installationen zur Erzeugung erneuerbarer Energie) sowie im 
umwelttechnischen Bereich (Versickerung/Fassung Dachwasser usw.) führen, nicht mit 
Gebühren belastet werden. 
Unerledigt 

Erledigung erfolgt im Zusammenhang mit der laufenden Teilrevision der 
Grundeigentümerbeitragsverordnung. 

3.4  Motionen 
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3.5  Postulate 

3.5.1  Aufhebung der Spezialgerichte – Integration ins Verwaltungsgericht 

7. Mai 2003 Fraktion FdP/JL 

Der Regierungsrat wird beauftragt, zu überprüfen, ob und welche Spezialgerichte gemäss      
§ 55 ff. Gesetz über die Gerichtsorganisation vom 13. März 1977 ins Verwaltungsgericht 
integriert werden können. Namentlich seien erwähnt: das kantonale Steuergericht, die 
kantonale Schätzungskommission, die kantonale Rekursschätzungskommission, die kantonale 
Finanzausgleichsrekurskommission, die kantonale landwirtschaftliche Rekurskommission, 
u.a.m. 
Ein entsprechender Abänderungsantrag der Kantonsverfassung und der Gesetzgebung ist 
dem Parlament zu unterbreiten. 
Unerledigt 

Die Überprüfung erfolgte, soweit die Finanzausgleichs-Rekurskommission, die Rekurs-
Schätzungskommission in Gebäudeversicherungssachen und die Kantonale 
Landwirtschaftliche Rekurskommission betreffend, durch die Arbeitsgruppe «Selbständige 
Gerichtsverwaltung». Die Abschaffung dieser drei Rekurskommissionen war Bestandteil der 
Vorlage «Selbständige Gerichtsverwaltung», die Mitte 2004 vom Kantonsrat und, soweit die 
erforderlichen KV-Änderungen betreffend, am 28. November 2004 vom Volk beschlossen 
wurde. Soweit das Kantonale Steuergericht und die Kantonale Schätzungskommission 
betreffend, hat der Regierungsrat eine spezielle Arbeitsgruppe zur Überprüfung eingesetzt. 
Mit RRB Nr. 2009/475 vom 17. März 2009 hat der Regierungsrat die Vorlage «Anpassungen bei 
den Spezialverwaltungsgerichten (Steuergericht und Schätzungskommission)» in die 
Vernehmlassung geschickt und anschliessend (mit RRB Nr. 2009/1538 vom 1. September 2009) 
vom Vernehmlassungsergebnis Kenntnis genommen und das Bau- und Justizdepartement 
beauftragt, nach und entsprechend dem Entscheid des Kantonsrates über den hängigen 
Auftrag der Finanzkommission (Integration Steuergericht ins Verwaltungsgericht; A 107/2008) 
Botschaft und Entwurf an den Kantonsrat auszuarbeiten. Der Kantonsrat hat den erwähnten 
Auftrag der Finanzkommission am 16. Dezember 2009 nicht erheblich erklärt. Den beiden 
seither ergangenen Bundesgerichtsurteilen, welche die Gerichtsorganisation im Bereich der 
Schätzungskommission und des Steuergerichtes betreffen, soll im Rahmen der Vorlage 
«Anpassungen bei den Spezialverwaltungsgerichten (Steuergericht und 
Schätzungskommission)» Rechnung getragen werden. Diese Vorlage wird dem Kantonsrat 
voraussichtlich im 2012 unterbreitet werden. 
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4. Departement für Bildung und Kultur 

4.1  Volksaufträge 

«Genügend Ressourcen für die integrative Schulung in der Volksschule» 

22. Juni 2011  
Der Regierungsrat wird beauftragt, für die integrative Schulung in der Volksschule 
ausreichende Ressourcen zur Verfügung zu stellen. Dazu sind innerhalb des laufenden 
Schulversuches zur integrativen Schulung insbesondere folgende Rahmenbedingungen kritisch 
zu hinterfragen:  
- Dotierung des Pensenpools 
- Entlastung der Klassenlehrpersonen bei zusätzlichem Koordinationsaufwand 
- Klassengrössen. 
Unerledigt 
Der Regierungsrat hat zur Erarbeitung gesicherter Informationen mit Regierungsratsbeschluss 
vom 1. Februar 2011 (RRB Nr. 2011/227) einen Schulversuch Spezielle Förderung – 
Angebotsplanung 2011 bis 2014 beschlossen. Ein wesentlicher Inhalt dieses Schulversuchs sind 
die Angebotsplanung und die konkrete Umsetzung in den Schulen. 

 

Der Schulversuch nimmt dabei den Inhalt des Volkauftrags auf und beauftragt jeden 
Schulträger, für die Schulversuchsperiode festzulegen, ob er die Spezielle Förderung integrativ 
als Versuchsschule durchführen oder ob er die Spezielle Förderung separativ als 
Vergleichsschule umsetzen will. Die Schulträger können somit weiterhin Kleinklassen führen. 
Der Schulversuch wird wissenschaftlich begleitet und ausgewertet. Die Ressourcierung der 
integrativen Schulung wie auch der Umfang des Angebotes sind eine der zu beantwortenden 
Fragen der Versuchsanordnung. 

 

4.2  Parlamentarische Initiativen 

4.3  Aufträge 

4.3.1  Anpassung Kantonsbeitrag an die Besoldungskosten der Musikschulen 

29. Oktober 2008 Verena Meyer, FdP 
Das Departement für Bildung und Kultur wird beauftragt, die Anpassung der Staatsbeiträge 
an die kommunalen Musikschulen in die laufenden Arbeiten der Arbeitsgruppe kommunale 
Musikschulen 08 einzubeziehen und dem Regierungsrat dazu einen Antrag vorzulegen. 
Anzupassen an die neuen Gegebenheiten der Musikschule im Qualitätsmanagement sind 
sowohl die Höhe als auch der Verteiler der Staatsbeiträge. 
Unerledigt 
Bericht und Antrag der Arbeitsgruppe Musikschulen 08 liegen vor, ebenso die detailliert 
ausgearbeiteten Dokumente zu den gesetzlichen Grundlagen. Sie können auf der 
Internetseite des Amtes für Volksschulen und Kindergarten (AVK) 
*www.so.ch/departemente/bildung-und-kultur-/volksschule-und-
kindergarten/schulentwicklung/musikschulprojekte eingesehen werden. Der Verband 
Solothurner Einwohnergemeinden hat an seiner Vorstandssitzung vom 25. Juni 2010 den 
Bericht und die geplanten Veränderungen beraten und einstimmig verabschiedet. Eine breite 
Vernehmlassung wurde durchgeführt und ausgewertet. Geplant ist, dass die Veränderungen 
via ordentlichen Budgetprozess AVK zur Beschlussfassung dem Kantonsrat vorgelegt werden. 

 

http://www.so.ch/departemente/bildung-und-kultur-/volksschule-und-kindergarten/schulentwicklung/musikschulprojekte
http://www.so.ch/departemente/bildung-und-kultur-/volksschule-und-kindergarten/schulentwicklung/musikschulprojekte
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4.3.2  Ausbildungsmöglichkeiten und –unterstützung für nicht stufengerecht ausgebildete 
Lehrpersonen auf der Sekundarstufe I 

3. Dezember 2008 überparteilich 
Der Regierungsrat wird beauftragt, zur Behebung des Mangels an stufengerecht 
ausgebildeten Lehrpersonen auf der Sekundarstufe I folgende Massnahmen zu treffen: 
1. Die Pädagogische Hochschule der Fachhochschule Nordwestschweiz wird beauftragt, 

weiterhin ein berufsbegleitendes Aufbaustudium anzubieten, damit Primarlehrpersonen 
einen Abschluss als Sek-I-Lehrperson erwerben können. 

2. Der Kanton und die Gemeinden unterstützen Lehrpersonen, die dieses Aufbaustudium, 
analog dem Modell bei der ehemaligen SEREAL-Ausbildung, absolvieren möchten. 

3. Der Regierungsrat nimmt Verhandlungen mit den Sozialpartnern auf mit dem Ziel, den 
Gesamtarbeitsvertrag (GAV) dahingehend zu ändern, dass nicht adäquat ausgebildete 
Lehrpersonen in Zukunft nach vier Jahren nicht mehr automatisch in ein unbefristetes 
Anstellungsverhältnis überführt, sondern in einem befristeten Anstellungsverhältnis 
belassen werden. 

Erledigt 
Eine namentliche Ist-Analyse wurde erstellt, der Ausbildungsbedarf erhoben und die 
entsprechenden Angebote konzipiert.  
 
Für die Sondermassnahme sind vorläufig maximal drei Studienjahrgänge möglich: Einstieg 
2011/2012, 2012/2013 und 2013/2014. Im Jahr 2012 wird über eine allfällige Weiterführung 
oder Modifikation beraten. Die Gesamtkosten belaufen sich auf rund 8 Mio. Franken und 
verteilen sich auf 2011 bis 2015. Mit Beschluss vom 22. Juni 2011 (SGB 053/2011) hat der 
Kantonsrat die Massnahmen gegen den Mangel an Lehrpersonen in den Jahren 2011 bis 2015 
einstimmig beschlossen. 
 
Die GAV-Kommission (GAVKO) hat sich an ihrer Sitzung vom 24. März 2011 geeinigt und die 
im Auftrag geforderte Änderung des Gesamtarbeitsvertrages (GAV) abgelehnt. Die GAVKO 
war der Auffassung, das Ziel des Auftrags werde mit der im Projekt ZULESYS1) konsensual 
gefundenen Lösung besser erreicht: Lehrpersonen ohne adäquate Ausbildung erhalten 
weniger Lohn (tiefere Lohnklasse), womit dem Ausbildungsstand bereits Rechnung getragen 
ist und ein finanzieller Anreiz zur Aufqualifizierung gesetzt wird. Die entsprechende GAV-
Änderung ist am 1. August 2011 in Kraft getreten. 

 

4.3.3  Kantonalisierung der Sonderschulen 

3. November 2009 Urs Wirth, SP 
Die fünf Heilpädagogischen Sonderschulen Olten, Breitenbach, Balsthal, Solothurn und 
Grenchen sind zu kantonalisieren. 
Unerledigt 
Angesichts der komplexen Fragestellungen kann diese Planung nicht verwaltungsintern gelöst 
werden. Sie steht im direkten Zusammenhang mit dem Heilpädagogischen Konzept 2005, der 
Angebotsplanung Sonderpädagogik sowie einer generellen Betrachtung der 
Aufgabenverteilung und deren Ressourcierung. Unter Einbezug der betroffenen Schulen und 
des Einwohnergemeindeverbands werden wissenschaftsgestützte Lösungsvarianten innerhalb 
einer Projektstruktur erarbeitet. Eine allfällige Kantonalisierung ist frühestens auf 2014 
realisierbar. 

 

Mit einer parlamentarischen Initiative vom 9. November 2011 (PI 198/2011) verlangt 
Kantonsrat Markus Schneider die gesetzgeberische Umsetzung dieser Kantonalisierung in 
Form eines konkreten Beschlussesentwurfs. Der Kantonsrat wird zum Eintreten und zum Inhalt 
dieser parlamentarischen Initiative Beschluss fassen. 

 

                                                      
1) Zuweisung der Lehrfunktionen in die bestehende Einreihungs-Systematik 
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4.3.4  Auch Tätigkeiten ausserhalb des Schuldienstes bringen wertvolle Berufserfahrungen / 
Ergänzung von § 18 des Gesetzes über die Besoldungen der Lehrkräfte an der Volksschule BGS 
126.515.851.1 vom 8. Dezember 1963 

10. November 2010 Peter Brotschi, CVP 
Der Regierungsrat wird beauftragt, dem Kantonsrat Botschaft und Entwurf zur Ergänzung 
von § 18 des Gesetzes über die Besoldungen der Lehrkräfte an der Volksschule BGS 
126.515.851.1 vorzulegen, damit für pädagogisch patentierte Lehrerinnen und Lehrer auch 
berufliche Tätigkeiten ausserhalb des Schuldienstes an die Dienstjahre angerechnet werden 
können. 
Unerledigt 
Im Rahmen der Anpassungsarbeiten des Lehrerbesoldungsgesetzes als Folge der Aufnahme 
des Kindergartens in die Volksschule werden dem Kantonsrat die entsprechenden 
Änderungen vorgelegt.  

 

4.3.5  Gleichbehandlung der Schulträger bei der progymnasialen und gymnasialen Ausbildung 

11. Mai 2011 Fraktion CVP/EVP/glp 
Der Regierungsrat prüft die Schulgelder der progymnasialen und gymnasialen Ausbildung so 
auszugestalten, dass den Gemeinden unabhängig vom Schulort dieselben Kosten für dieselbe 
Ausbildung entstehen. 
Unerledigt 
Die grundsätzliche Frage, ob der Lastenausgleich zwischen den Gemeinden mittels 
Schülerpauschalen anstelle der Besoldungssubventionierung zu einer gerechten und 
transparenten Lösung führt, kann nicht allein am Beispiel der Sek P geführt und nicht 
losgelöst von der Subventionierung der Bildungsausgaben diskutiert werden. Mit dem Projekt 
zur Neugestaltung des Finanzausgleichs und der Aufgaben zwischen dem Kanton und den 
Gemeinden (NFA SO) wurde der folgende Auftrag erteilt: "Lastenausgleich Bildung; 
Abschaffung der finanzkraftabgestuften Subvention der Lehrerbesoldungskosten. Prüfung 
von drei Varianten zur Finanzierung der Bildungskosten in der Volksschule: Festlegung von 
Schülerbeiträgen, kombiniert mit einem Ausgleichsindex, Festlegung von fixen prozentualen 
Kantonsbeiträgen, Kantonalisierung der Oberstufe (Sekundarstufe I)" (RRB Nr. 2010/1598 vom 
7. September 2010). Die Vorschläge dieses Auftrages müssen auf jeden Fall abgewartet 
werden. 

 

4.3.6  Konsequente Umsetzung der Reform auf der Sekundarstufe 1 

11. Mai 2011 Fraktion FDP.Die Liberalen 
Die Regierung wird beauftragt, die Lehrpersonen an allen Sekundarschulen P unabhängig von 
Standort entsprechend der Funktion einheitlich zu besolden. 
Unerledigt 

Der Regierungsrat hat mit RRB Nr. 2011/759 vom 5. April 2011 die Einreihung und das 
Pflichtpensum der Lehrpersonen der Sekundarschule P, welche teils an den Kantonsschulen 
und teils an Sekundarschulzentren angestellt sind, definiert; dies im Sinne einer 
Übergangslösung bis zur Verhandlung dieser Angelegenheit in der dafür zuständigen GAVKO. 
Die entsprechenden Verhandlungen sind noch nicht erfolgt. 
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4.3.7  Reguläres Studium für quereinsteigende Lehrpersonen 

2. November 2011 Philipp Hadorn, SP 
Der Regierungsrat wird ersucht zu prüfen, ob an der Pädagogischen Hochschule der 
Fachhochschule Nordwestschweiz (FHNW) reguläre Studiengänge für Quereinsteigende mit 
einem EDK-anerkannten Abschluss ins Studienangebot aufgenommen werden können. 
Unerledigt 

Auf Initiative des Bildungsraums Nordwestschweiz ist die Schweizerische 
Erziehungsdirektorenkonferenz (EDK) dabei, die Rahmenbedingungen für ein solches Studium 
festzulegen. Ein solches Studium hält an den Qualitätskriterien der heutigen regulären 
Studiengänge fest, ist aber bezüglich Zulassung und Studienmodalitäten auf die 
Kompetenzen und Bedingungen erfahrener Berufspersonen, die auf dem Weg über eine 
Zweitausbildung in den Lehrberuf einsteigen möchten, zugeschnitten. Dabei soll vorgängig 
die Berufseignung durch ein Assessment festgestellt werden. Die Plenarversammlung der EDK 
hat das Konzept verabschiedet. Zurzeit läuft der Gesetzgebungsprozess. 

 

4.3.8  Handhabung der „schwarzen Liste“ über Lehrpersonen ohne Unterrichtsberechtigung 

9. November 2011 Stefan Müller, CVP 
Die Regierung wird beauftragt, im Rahmen der EDK darauf hinzuwirken, dass es den 
Schulleitungen erleichtert möglich ist, vom Kanton Auskünfte über die Einträge auf der 
„schwarzen Liste“ über die Lehrpersonen ohne Unterrichtsbewilligung einzuholen. Die 
Schulleitungen sollen ausserdem im Rahmen der Schulung zu Personalgewinnung, -
einführung, -betreuung und -beurteilung vermehrt für die Thematik sensibilisiert werden. 
Erledigt 

Schulleiter erhalten in der Regel die entsprechende Auskunft von der EDK innert eines 
Arbeitstages. Weiter hat das AVK eine Schulung für Schulleitungen im Personalwesen 
durchgeführt, weitere sind geplant. 

 

4.4  Motionen 

4.4.1  Systemänderung Subventionierung Besoldungskosten der Lehrkräfte 

4. Mai 2005 Fraktion FdP/JL 
Anstelle des bisherigen Systems der Subventionierung der Besoldungskosten der Lehrkräfte 
soll neu eine Abgeltung über Schülerpauschalen erfolgen. Der Regierungsrat wird beauftragt, 
eine entsprechende Vorlage auszuarbeiten, die den Systemwechsel vorsieht und die 
entsprechenden Gesetzesanpassungen vorschlägt. 
Unerledigt 

Im Rahmen der «Neugestaltung des Finanzausgleichs und der Aufgaben zwischen dem Kanton 
und den Gemeinden» (NFA SO) des Volkswirtschaftsdepartements wurde ein Arbeitsmandat 
«Teilprojekt 2: Lastenausgleich Bildung» erteilt. Hauptziel des Mandats ist die Abschaffung der 
finanzkraftabgestuften Subvention der Lehrerbesoldungskosten und somit die Eliminierung 
des indirekten Finanzausgleichs. Zur Finanzierung der anteiligen Bildungskosten werden drei 
Varianten eingehend geprüft: 
a) Festlegung von Schülerbeiträgen (eventuell mit einem Ausgleichsindex); 
b) Festlegung von fixen prozentualen Kantonsbeiträgen; 
c) Kantonalisierung der laufenden Kosten der Oberstufe (Sekundarstufe I), unter Berücksichti-
gung eines Beitragssystems aus 1. und 2. Variante. 
Die Einzelheiten sind in RRB Nr. 2010/1598 vom 7. September 2010 dargestellt. 
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4.5  Postulate 

4.5.1  Subventionierung des 10. Schuljahres 

20. Juni 2000 Kurt Zimmerli, FdP/JL 
Der Regierungsrat wird gebeten, die notwendigen Grundlagen zu schaffen, dass die Eltern 
beim Besuch des 10. Schuljahres angemessen beteiligt werden können, ohne dass die 
Subventionen des Kantons verloren gehen. 
Unerledigt abschreiben 

Mit der Reform der Sekundarstufe I wird der Berufsorientierung und Berufsvorbereitung 
grösseres Gewicht beigemessen. Es wurden dafür neue Unterrichtsgefässe von der 7. bis zur 9. 
Klasse geschaffen und zusätzlich das 9. Schuljahr im Hinblick auf die Anforderungen der 
Berufswelt reformiert. Im 9. Schuljahr sollen grosse Anstrengungen unternommen werden, die 
Anschlüsse an die Sekundarstufe II zu ermöglichen. Mit der Stärkung von selbst gesteuertem 
Arbeiten und mit einer selbstgewählten Projektarbeit sollen gerade die notwendigen 
Schlüsselqualifikationen für den Eintritt in die Arbeitswelt gefördert und erworben werden. 
Ein Abschlusszertifikat soll den Berufsbildnern die Auswahl von Lernenden erleichtern. 
 
Der Kanton bemüht sich, in Zusammenarbeit mit den Verbundpartnern Bund und Organisatio-
nen der Arbeitswelt die Nahtstelle obligatorische Schule – Sekundarstufe II so zu 
bewirtschaften, dass alle Jugendlichen die Möglichkeit haben, einen ihren Fähigkeiten 
angepassten Abschluss auf der Sekundarstufe II zu erreichen. Dabei sind insbesondere die im 
Nahtstellenbereich vorherrschenden Problemfelder weiterzuentwickeln und die notwendigen 
konkreten Massnahmen auf allen Ebenen (Gesetz, Lehrplan, Qualitätssicherung etc.) zu 
ergreifen. Bund und Organisationen der Arbeitswelt werden bei der Umsetzung 
miteinbezogen. Unter Berücksichtigung der verschiedenen Massnahmen und diversen 
Angeboten ist das 10. Schuljahr der Volksschule ein Nischenangebot für Jugendliche, denen 
die nötige schulische Reife für ein Angebot der Sek II fehlt. Deshalb wird das 10. Schuljahr 
weiterhin als Teil der Volksschule für einzelne Schüler geführt. Da die Schulträger selber 
entscheiden, welche Schüler und Schülerinnen sie ins 10. Schuljahr aufnehmen, und eine 
Vielzahl an anderen Möglichkeiten besteht, ist aus heutiger Sicht eine Kostenbeteiligung der 
Eltern am 10. Schuljahr nicht mehr angezeigt. 

 



5. Finanzdepartement Bearbeitungsstand 31. Dez. 2011 

 

5. Finanzdepartement 

5.1  Volksaufträge 

5.2  Parlamentarische Initiativen 

5.3  Aufträge 

5.3.1  Qualitätssicherung im Bereich der Mitarbeiterbeurteilung in der kantonalen Verwaltung 

16. Mai 2007 GPK 
Der Regierungsrat wird beauftragt, geeignete Massnahmen zur Qualitätssicherung im System 
der Mitarbeiterbeurteilung in der kantonalen Verwaltung zu ergreifen. 
Unerledigt 
Das von der Gesamtarbeitsvertragskommission (GAVKO) verabschiedete MAB-LEBO PLUS 
System wurde anfangs 2011 zur Überarbeitung zurückgewiesen, weil dessen Ausgestaltung zu 
kompliziert und zu aufwändig erschien. Das Personalamt hat eine einfachere und 
benutzerfreundlichere Variante zusammen mit der Solothurner Spitäler AG ausgearbeitet. 
Diese lehnt sich an das bisherige System an, wurde aber mit dem Führungsinstrument der 
Zielvereinbarung ergänzt. Das neue System wird voraussichtlich anfangs 2012 beraten und 
beschlossen werden, so dass es ab der kommenden Mitarbeitendenbeurteilungsperiode 
angewendet werden kann. Die Qualitätssicherung wird durch spezifische Fragen im Rahmen 
der Mitarbeitendenzufriedenheitsbefragung sichergestellt.  

 

5.3.2  Finanzgrössen ausserhalb der Globalbudgets 

6. Mai 2009 Fraktion CVP/EVP 
Der Regierungsrat wird beauftragt, sämtliche betragsmässig relevanten Aufwand- und Er-
tragspositionen der Globalbudgets, welche nicht in einem direkten Zusammenhang mit den 
eingesetzten Ressourcen stehen und von den jeweiligen Dienststellen nicht oder nur sehr 
beschränkt beeinflusst werden können, als Finanzgrössen ausserhalb der Globalbudgets zu 
führen. 
Erledigt 
Alle neuen Globalbudgetvorlagen der letzten drei Jahren wurden im Sinne des Vorstosses 
überprüft. Wo notwendig, wurden entsprechende Änderungen vorgenommen. Dieser Prozess 
konnte nun abgeschlossen werden, nachdem seit der Überweisung des Vorstosses sämtliche 
Globalbudgets neu vorgelegt worden sind. 

 

5.3.3  Verfahren zur Genehmigung von Demissionen 

24. Juni 2009 Ratsleitung 
Der Regierungsrat wird eingeladen, dem Kantonsrat Botschaft und Entwurf zu einer Ergän-
zung des Staatspersonalgesetzes zu unterbreiten, mit welcher ein Verfahren zur Einreichung, 
Entgegennahme und Genehmigung von Demissionen von Beamten definiert wird. 
Erledigt 
Die Neuregelung betreffend das Verfahren zur Genehmigung von Demissionen wurde mit RRB 
Nr. 2011/67 vom 11. Januar 2011 verabschiedet. Die Gesetzesänderung wurde vom Kantonsrat 
am 22. März 2011 beschlossen und trat nach unbenutztem Ablauf der Referendumsfrist mit 
RRB Nr. 2011/1690 vom 16. August 2011 am 1. September 2011 in Kraft.  

 

5.3.4  Bürgschaften des Kantons für Sonderschulbauten 

22. Juni 2010 Verena Meyer, FdP 
Der Kanton Solothurn soll mit privaten Trägerschaften des sonderpädagogischen Bereichs, mit 
denen er langjährige Leistungsvereinbarungen abgeschlossen hat, Massnahmen vereinbaren, 
damit die Eigenkapitalbasis gestärkt und die Finanzierung von Neu- bzw. Ergänzungsbauten 
ermöglicht werden kann. Die neue Praxis soll mittels Erlass geregelt werden. 
Unerledigt 
Im Rahmen der Leistungsvereinbarungen für die Jahre 2012 und folgende wird geprüft, ob 
eine Grundlage für Rücklagen geschaffen werden kann. Zu denken ist dabei namentlich an 
eine Reservenbildung bei nicht ausgeschöpftem Budget. 
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5.3.5  Schaffung des Büroassistentenlehrgangs 

22. Juni 2010 Clivia Wullimann, SP 
Der Regierungsrat wird beauftragt, in der kantonalen Verwaltung auf den Lehrjahresstart im 
August 2010 mindestens eine und ab August 2011 weitere Lehrstellen Büroassistent/in EBA 
anzubieten. 
Erledigt 
2010 haben wir zwei Lehrstellen für Büroassistenten/innen EBA geschaffen. Auf den Sommer 
2011 wurde der Bestand an Lehrstellen für Büroassistenten/innen EBA um vier erhöht. Da eine 
der beiden Personen, die 2011 die Ausbildung zur Büroassistentin begonnen hatten, die Lehre 
abgebrochen hat, werden zurzeit insgesamt fünf Personen als Büroassistenten/innen 
ausgebildet. Die Erfahrungen werden laufend kommuniziert und es ist davon auszugehen, 
dass sich die Ausbildung zur Büroassistent/in EBA in der kantonalen Verwaltung etablieren 
wird. 

 

5.3.6  Angemessener Kündigungsschutz beim Kader 

23. Juni 2010 Fraktion SVP 
Der Regierungsrat wird beauftragt, den Gesamtarbeitsvertrag (GAV) zusammen mit den 
Sozialpartnern in dem Sinne zu ändern, dass das Anstellungsverhältnis beim Kader in 
begründeten Fällen, insbesondere bei mangelnder Eignung oder ungenügender Leistung oder 
bei irreparabler Zerstörung des Vertrauensverhältnisses zwischen Mitarbeitenden und 
Vorgesetzten, in einem vereinfachten Verfahren gekündigt werden kann. 
Unerledigt 
Die Gesamtarbeitsvertragskommission hat in Verhandlungen Einigkeit zur Erweiterung der 
heute geltenden Regelung des vereinfachten Kündigungsverfahrens beim obersten Kader 
erzielt. Danach sollen alle Mitarbeitenden der Verwaltung, der Gerichte, der kantonalen 
Schulen, der kantonalen Anstalten, des Polizeikorps sowie der Zentralbibliothek Solothurn, 
welche in der Lohnklasse 24 und höher eingereiht sind, künftig der gleichen Regelung 
unterstellt werden. Bei der Solothurner Spitäler AG sind es die selben Führungspersonen wie 
bisher. Ausgenommen von der Kaderregelung sind sämtliche Ärzte. Die Änderung des 
Gesamtarbeitsvertrages wird anfangs 2012 in Kraft gesetzt werden. 

 

5.3.7  Kausalabgaben und Unternehmen 

24. August 2010 Überparteilich 
Der Regierungsrat wird beauftragt, einen Bericht darüber zu erstellen, wie die natürlichen 
Personen und Unternehmen – insbesondere die KMU – mit Kausalabgaben (Gebühren, 
Vorzugslasten und Ersatzabgaben) belastet werden. Dabei sind sämtliche Kausalabgaben auf 
kantonaler Ebene einzubeziehen. Der Bericht soll insbesondere aufzeigen: 
– welche Kausalabgaben insbesondere die Unternehmen belasten; 
– wie sich die Kausalabgaben in den letzten Jahren entwickelt haben; 
– wie sich die totale Belastung der natürlichen Personen und Unternehmen durch Kausalabga-
ben präsentiert; 
– wie sich die Kausalabgabenbelastung im Vergleich zur Steuerbelastung in den letzten zehn 
Jahren entwickelt hat. 
Unerledigt 
Der Bericht wird dem Parlament im Frühjahr 2012 zugestellt. 
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5.3.8  Rechtsgrundlage für Public-Private-Partnership-Finanzierungen (PPP-Finanzierungen) 

24. August 2010 Markus Schneider, SP 
Für PPP-Finanzierungen ist eine Rechtsgrundlage im WoV-Gesetz zu schaffen. Dabei ist insbe-
sondere folgendes festzulegen: 
- PPP-Finanzierungen bedürfen des Nachweises, dass sie für den Kanton wirtschaftlich vorteil-
hafter und günstiger ausfallen als Lösungen auf dem ordentlichen Budgetweg. 
Die Finanzbefugnisse des Kantonsrats und das Finanzreferendum des Volks bleiben bei PPP-
Finanzierungen unangetastet 
Unerledigt 
Es ist vorgesehen, eine Änderung bzw. Ergänzung des Gesetzes über die wirkungsorientierte 
Verwaltungsführung dem Kantonsrat im Verlaufe des Jahres 2012 zu unterbreiten. 

 

5.3.9  Linux-Strategie des Kantons Solothurn 

15. Dezember 2010 GPK 
Der Regierungsrat wird beauftragt, den Aufsichtskommissionen die Ergebnisse der 
Beurteilung der Umsetzung der Informatikstrategie (insbesondere die Fragestellungen 
bezüglich Kosten und Masterplan) vorzulegen. Die Berichterstattung an den Kantonsrat 
erfolgt im Rahmen der bestehenden WoV-Instrumente. 
Erledigt 
Quartalsweise wird der GPK ein Fortschrittsbericht über das Projekt „Upgrade der 
Terminalserver- und Büroautomationsumgebung“ und den weiteren geforderten Mass-
nahmen gemäss Masterplan der Firma ITMC zugestellt. Verantwortlich dafür ist der Chef AIO.  
Am 8. April 2011 wurde der Schlussbericht über die Projektrevison „Informatiksystem Linux“ 
durch die kantonale Finanzkontrolle veröffentlicht. Der Bericht über die Nachrevision 2011 
gestützt auf den erwähnten Bericht vom 8. April wird dann im Januar 2012 veröffentlicht.  

 

5.3.10  Klare Regelung der Finanzkompetenzen 

26. Januar 2011 FDP.Die Liberalen 
Der Regierungsrat wird beauftragt, dem Kantonsrat eine Vorlage zu unterbreiten, mit welcher 
folgende Kompetenzen geregelt werden: 
1. Unter welchen Voraussetzungen darf der Regierungsrat Liegenschaften des 

Verwaltungsvermögens zur Nutzung an Dritte übertragen? 

2. In welchen Fällen können Bauvorhaben des Kantons über PPP (public-privat-partnership) 

finanziert werden? 

3. Welchen demokratischen Kontrollmechanismen sollen solche PPP-Lösungen unterstellt 

werden? 

Unerledigt 
Es ist vorgesehen, eine Änderung bzw. Ergänzung des Gesetzes über die wirkungsorientierte 
Verwaltungsführung dem Kantonsrat im Verlaufe des Jahres 2012 zu unterbreiten. 
 

5.4  Motionen 

5.5  Postulate 

5.5.1  Spezialfinanzierung 

25. Juni 2003 Rolf Grütter, CVP 
Der Regierungsrat wird hiermit beauftragt, die gesetzlichen Grundlagen für die Abschaffung 
aller Spezialfinanzierungen und Fonds im Bereich der Rechnung des Kantons zu schaffen. 
Unerledigt 
Das Finanzdepartement erachtet es als Daueraufgabe, die noch vorhandenen Spezialfinan-
zierungen zu hinterfragen und nach Möglichkeit aufzuheben. Zudem soll auch verhindert 
werden, dass neue Spezialfinanzierungen eingerichtet werden. 
Im vergangenen Jahr konnten keine Spezialfinanzierungen abgeschafft werden. Hingegen 
wird sich die Verbuchungsart der Spezialfinanzierungen mit der Einführung von HRM2 im 
Jahre 2012 grundlegend ändern. 
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5.5.2  Flexibilisierung Pensionierung für Angestellte des Kantons Solothurn 

4. Mai 2005 Fraktion FdP/JL 
Die Angestellten des Kantons Solothurn werden mit 63.5 Jahren pensioniert. Wenn eine 
betriebliche Notwendigkeit nachgewiesen werden kann, sind Ausnahmen möglich. Diese 
Regelung entspricht nicht der heutigen Realität: Angestellte des Kantons können zwar vor 
dem Erreichen des jetzigen Pensionierungsalters, also mit 63.5 Jahren in Pension gehen, de 
facto aber nicht länger als 63.5 Jahre arbeiten. 
Wir fordern deshalb die Anpassung der rechtlichen Grundlagen und die Einführung eines 
flexiblen Pensionierungsalters von 58 Jahren bis 67 Jahren. 
Unerledigt 
Wir haben auf 1. August 2010 die neue Regelung der Flexibilisierung der Altersgrenze in Kraft 
gesetzt. Davon ausgenommen blieben die Bereiche, in denen zur Zeit strukturelle 
Massnahmen durchgeführt werden (Solothurner Spitäler AG und Kantonsschulen Solothurn 
und Olten). In diesen beiden Bereichen wird die Regelung der Flexibilisierung der Altersgrenze 
erst auf 1. August 2013 eingeführt. Bis dahin gilt dort noch die Altersgrenze 63.5 Jahre.  
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6. Departement des Innern 

6.1  Volksaufträge 

6.2  Parlamentarische Initiativen 

6.3  Aufträge 

6.3.1  Steigerung des Kostendeckungsgrads der öffentlichen Spitäler 

2. Februar 2005 Fraktion FdP/JL 
Der Regierungsrat wird beauftragt, den Kostendeckungsgrad der öffentlichen Spitäler innert 
der nächsten 10 Jahre von heute ca. 60% auf mindestens 65% zu erhöhen. 
Erledigt 
Mit der Ende 2007 beschlossenen Änderung des KVG wird die Spitalfinanzierung ab 1. Januar 
2012 neu geregelt. Für die akuten stationären Spitalbehandlungen werden nicht mehr die 
ausgewiesenen Kosten vergütet, sondern von vornherein vereinbarte, diagnosebezogene 
Fallpauschalen (SwissDRG). Neu gelten zudem ab 2012 für die Finanzierung aller stationären 
Leistungen in sämtlichen Spitälern feste Prozentsätze, wobei sich die Krankenversicherer und 
die Kantone anteilsmässig zu beteiligen haben (zusammen 100%). Nach einer 
Übergangsphase müssen die Krankenversicherer ab 2017 höchstens 45% bezahlen, die 
Kantone mindestens 55%. 

Als Folge der neuen Spitalfinanzierung werden neu ab 2012 auch die Spitalbehandlungen in 
der Solothurner Spitäler AG (soH) über die Finanzgrösse „Spitalbehandlungen gemäss KVG“ 
und nicht mehr via Globalbudget abgerechnet. Im Globalbudget 2012-14 der soH sind 
lediglich gemeinwirtschaftliche Leistungen und besondere Leistungsaufträge an die soH 
enthalten (vgl. RRB Nr. 2011/1931 vom 13. September 2011 und KRB SGB 144a/2011 vom 7. 
Dezember 2011).  

Die Berechnung eines Kostendeckungsgrades passt nicht in den mit der neuen 
Spitalfinanzierung erfolgten Paradigmawechsel. In der Berichterstattung zum Globalbudget 
der soH wird deshalb gemäss den bei der Erarbeitung erfolgten Diskussionen mit dem 
Ausschuss Spitalversorgung/Gesundheit der SOGEKO weder bei den Indikatoren noch bei den 
statistischen Messgrössen ein Kostendeckungsgrad ausgewiesen (vgl. RRB Nr. 2011/1931 vom 
13. September 2011 und KRB SGB 144a/2011 vom 7. Dezember 2011). Bei der Abgeltung der 
Leistungen gemäss KVG ist der Kostendeckungsgrad gewissermassen von Gesetzes wegen 
100% (bzw. aus Sicht des Kantons Solothurn ab 2017 höchstens 45%), bei den vom Kantonsrat 
beschlossenen gemeinwirtschaftlichen Leistungen und besonderen Leistungsaufträgen an die 
soH beträgt er 0%. Eine direkte Erledigung des Auftrags ist innerhalb der durch die 
Bundesgesetzgebung vorgegebenen Rahmenbedingungen nicht möglich. Indirekt hat aber 
der Kantonsrat mit dem Beschluss des Globalbudgets 2012-14 der soH bzw. mit den 
beschlossenen gemeinwirtschaftlichen Leistungen und besonderen Leistungsaufträgen an die 
soH den „Kostendeckungsgrad“ festgelegt und wird dies auch in Zukunft weiterhin tun. 

 

6.3.2  Schaffung eines überregionalen Spitalraums 

30. Januar 2007 Fraktion FdP 
Der Regierungsrat wird beauftragt, sobald die KVG-Revision beschlossen ist, bezüglich 
Spitalpolitik zu überprüfen, ob eine Intensivierung der Zusammenarbeit mit den Kantonen 
Aargau, Basel-Landschaft, Basel-Stadt und Bern mit dem Ziel der Schaffung eines 
gemeinsamen Spitalraums unter dem revidierten KVG ohne Mehrkosten für den Kanton 
Solothurn möglich ist. 
Erledigt 
Im Dezember 2007 wurde im Rahmen der KVG-Revision die freie Spitalwahl ab 1. Januar 2012 
beschlossen. Per 1. Januar 2012 entsteht damit gesetzlich vorgegeben der Spitalraum Schweiz. 
Mit der KVG-Revision wurde auch eine Koordinationspflicht der Kantone im Bereich der 
Spitalplanung vorgeschrieben. Insbesondere haben die Kantone die nötigen Informationen 
über die Patientenströme auszuwerten und diese gegenseitig auszutauschen. Zudem sind die 
Planungsmassnahmen mit den in ihrer Versorgungssituation betroffenen Kantonen zu 
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koordinieren. Die Kantone Aargau, Basel-Landschaft, Basel-Stadt und Solothurn haben sich 
auf eine gemeinsame Erarbeitung der Grundlagen für die leistungsorientierte Bedarfsplanung 
der stationären Versorgung ihrer Bevölkerung verständigt. Zu diesem Zweck haben die vier 
Kantone u.a. einen gemeinsamen Versorgungsbericht erarbeitet und diesen am 4. November 
2010 veröffentlicht. Auch zwischen dem Kanton Bern, der die Spitalplanung eigenständig 
vornimmt, und dem Kanton Solothurn erfolgte eine Koordination. Ergebnis der 
Versorgungsplanungsarbeiten ist die am 13. Dezember 2011 beschlossene neue, ab 1. Januar 
2012 gültige, bedarfs- und leistungsorientierte Spitalliste des Kantons Solothurn (vgl. RRB Nr. 
2011/2608 vom 13. Dezember 2011). Dabei wurde nicht nur den drei innerkantonalen 
Spitälern Klinik Pallas AG, Privatklinik Obach und Solothurner Spitäler AG (soH) ein 
Leistungsauftrag erteilt, sondern auch Spitälern aus den umliegenden Kantonen. Im Bereich 
Akutsomatik dem Inselspital Bern, dem Kantonsspital Aarau, dem Kantonsspital Baselland 
(Standorte Liestal, Bruderholz und Laufen), dem Universitäts-Kinderspital beider Basel und 
dem Universitätsspital Basel; im Bereich Psychiatrie den Kantonalen Psychiatrischen Diensten 
Liestal und der Klinik Südhang; im Bereich Rehabilitation dem Kantonsspital Baselland 
(Standorte Liestal, Bruderholz und Laufen), der Klinik Barmelweid, der REHAB Basel, dem 
Schweizer Paraplegiker-Zentrum Nottwil und dem Universitäts-Kinderspital beider Basel. 

 

6.3.3  Eindämmung des übermässigen Alkoholkonsum durch Jugendliche 

25. Juni 2008 Fraktion CVP/EVP 
Der Regierungsrat wird beauftragt, ein Massnahmenpaket (mit z.B. Konsumverbot) 
vorzulegen, um den übermässigen Alkoholkonsum von Jugendlichen unter 16 Jahren wirksam 
einzudämmen. 
Unerledigt 
Aufgrund der bestehenden Praxis übernimmt der Kanton weiterhin das 
Bundespräventionsprogramm. Die gesetzgeberischen Anpassungen im Bereich 
Jugendschutz/Alkoholprävention erfolgen im Rahmen der laufenden Gesetzgebungsprojekte 
Revision KAPO-Gesetz und Neues Volkswirtschaftsgesetz. 

 

6.3.4  Kantonales Krebsregister 

25. Juni 2008 Fraktion SP/Grüne 
Der Regierungsrat wird beauftragt, ein kantonales Krebsregister zu führen, welches 
Statistiken zu Krebsinzidienz und -mortalität im Kanton Solothurn erstellt. Das Krebsregister 
stellt für ausgewählte Krebsarten Daten zur Verfügung, die eine Evaluation von 
Krebsbekämpfungsmassnahmen erlaubt. Das kantonale Krebsregister ist durch den Anschluss 
an ein bereits bestehendes Krebsregister anderer Kantone zu realisieren. 
Unerledigt 
Im Rahmen der Revision des Gesundheitsgesetzes wurde eine zentrale Voraussetzung für ein 
Krebsregister geschaffen, indem eine Bestimmung aufgenommen wurde, welche die 
Medizinalpersonen verpflichtet, die für die Registerführung notwendigen Angaben zu melden 
(KRB RG 109a/2011 vom 9. November 2011). 

Ziel des Kantons Solothurn war ein Krebsregister für die ganze Nordwestschweiz (AG, BE, BL, 
BS, LU und SO). Dieses Projekt ist 2011 gescheitert, weil die umliegenden Kantone kein 
gemeinsames Krebsregister wollen.  

Aufgrund der schlechten Finanzaussichten des Kantons Solothurn wurde beschlossen, einen 
Massnahmenplan zum Ausgleich des Staatshaushaltes zu erstellen (vgl. RRB Nr. 2011/2107 vom 
27. September 2011). Im Rahmen dieses Massnahmenplans ist vorgesehen, auf ein 
Krebsregister zu verzichten. 
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6.3.5  Aktionsprogramm für die Jugendarbeit in den Vereinen 

28. Oktober 2008 Fraktion CVP/EVP 
Der Regierungsrat erstellt eine Situationsanalyse über die Vereinsjugendarbeit und die offene 
Jugendarbeit im Kanton Solothurn und in den Einwohnergemeinden. Die Situationsanalyse 
soll aufzeigen, welche Probleme die Jugendvereine, die Jugendabteilungen der Vereine und 
Verbände sowie die Träger der offenen Jugendarbeit beschäftigen. 
Unerledigt 
Die Studie liegt vor. Aus den Ergebnissen ist nunmehr ein Massnahmenplan zu entwickeln. 
Dabei ist darauf hinzuweisen, dass die Jugendarbeit grundsätzlich in den 
Zuständigkeitsbereich der Einwohnergemeinden fällt und eine kantonale finanzielle 
Mitwirkung sich nur mit Fondsmitteln verwirklichen lässt. Der Kantonsrat lehnte am 14. 
Dezember 2011 einen Auftrag ab, der die Finanzierung des Leistungsfeldes "Jugend" über die 
ordentliche Staatsrechnung verlangt hatte (KRB Nr. A 023/2011). 

 

6.3.6  Vorhandene Sanktionsmöglichkeiten des Kantons bei schwerer Überschreitung der 
Vorschriften über die Höchstgeschwindigkeit bei Motorfahrzeugen besser nutzen 

2. September 2009 Roland Heim, CVP 
Der Regierungsrat wird beauftragt, folgende - im RRB Nr. 2009/770 vom 4. Mai 2009 
(Kenntnisnahme vom Bericht der AG Raser vom 20.04.2009) in Ziffer 5.2 und 5.3 aufgezeigten 
- Massnahmen umzusetzen: 
Nr. 3: Bestrebungen, geeignete Massnahmen aus dem Handlungsprogramm des Bundes Via 
Sicura rasch umzusetzen; 
Nr. 4: Übernahme der Raserdefinition der Strafverfolgungsbehörden des Kantons Zürich; 
Nr. 5: Vertiefte Überprüfung der Durchführung von Lernprogrammen; 
Nr. 6: Zusätzliche Kampagnen zur Sensibilisierung der Öffentlichkeit und von Opinion leaders; 
die Federführung bei den einzelnen Massnahmen liegt – entsprechend der sachlichen 
Zuständigkeitsregelung nach der Verordnung über die Organisation des Regierungsrates und 
der Verwaltung vom 11. April 2000 (RVOV; BGS 122.112) – bei den jeweiligen Departementen, 
beziehungsweise ihren Dienststellen; 
Nr. 7: Erhöhung der Radarkontrolltätigkeit an ausgewählten (unfallträchtigen und 
geschwindigkeitsübertretungshäufigen) Orten und Strecken; 
Nr. 8: gezielte, individuelle Kontrollen von schweren Verkehrsregelverletzungen; 
Nr. 9: gezielte Kontrollen von Personen, welchen der Führerausweis entzogen worden ist, 
wenn die gesetzlichen Grundlagen gegeben sind (Nr. 2); 
Nr. 10: Erstellen eines Dienstbefehls und Checklisten zum polizeilichen Erkennen und 
Vorgehen bei Raserunfällen; 
Nr. 11: Weiterführung der Präventionskampagne an den Berufsfachschulen sowie 
Koordination und Initierung weiterer Kampagnen zur Sensibilisierung der Öffentlichkeit und 
der Zielgruppen; 
Nr. 15: Neue Auflage Fahrten mit einem Datenaufzeichnungsgerät durchzuführen bei 
Personen, gegen welche wegen eines Raserdeliktes einen Sicherungsentzug verfügt worden 
war; 
Nr. 16: Personen mit relevanten Psychopathologien an das Amt für soziale Sicherheit zu 
melden, nachdem das ASO einen entsprechenden Meldekatalog (Nr. 17) erstellt hat. 
Erledigt 
Anfangs 2011 wurden die zuständigen Amtsstellen beauftragt, die Realisierung der beiden 
noch nicht umgesetzten Massnahmen (Nr. 5 und Nr. 14, Lernprogramme) an die Hand zu 
nehmen (RRB Nr. 2011/91 vom 18. Januar 2011). Neu bietet das Amt für Justizvollzug (Abt. 
Bewährungshilfe) unter dem Titel „Raserberatung“ ein entsprechendes Programm an. 
Risikobereite Verkehrsteilnehmer werden durch die Staatsanwaltschaft und  die Gerichte  
diesem Programm zugewiesen. 

Die auf Bundesebene hängigen Massnahmen sind beim Bund in Bearbeitung. Diese 
Massnahmen sind der kantonalen Einflussnahme entzogen. 
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6.3.7  Änderung Lastenausgleich Soziales unter den Einwohnergemeinden 

24. August 2010 Irene Froelicher, FdP 
Die gemäss Schlussbericht der paritätischen Kommission Aufgabenreform bezeichneten 
Aufgabenfelder sollen im Rahmen des Projektes zum neuen Finanz- und Lastenausgleich in 
der laufenden Legislatur angegangen werden. Es sind alle Finanzströme, insbesondere das 
Gefäss des direkten Finanzausgleichs, des indirekten Finanzausgleichs im Bildungsbereich und 
ein ressourcenorientierter Ausgleich im Bereich der sozialen Bedarfsleistungen in die 
Überlegungen miteinzubeziehen. 
Unerledigt 
Das Anliegen wird im Rahmen der Aufgabenentflechtung und Neuordnung des 
Finanzausgleiches Kanton-Einwohnergemeinden bearbeitet. 

 

6.3.8  Flexibilisierung der Ladenöffnungszeiten 

10. November 2010 Markus Knellwolf, glp 
Der Regierungsrat wird beauftragt, die Ladenöffnungszeiten zu flexibilisieren. Zur Frage des 
Umfangs der Flexibilisierung lädt er die betroffenen Organisationen (Gewerbeverband, 
Handelskammer, Gewerkschaften) zu einer Meinungsäusserung ein. 
Unerledigt 
Im Sinne eines Konsultativverfahrens wird aufgrund der Ergebnisse der Verhandlungen der 
Sozialpartner (Arbeitgeber und Arbeitnehmer des Detailhandels) eine Gesetzesvorlage 
ausgearbeitet und in die Vernehmlassung geschickt. Die Sozialpartner wollen die 
Verhandlungen im Jahre 2012 zum Abschluss bringen. 

 

6.3.9  Einführung eines Mammografie-Screening-Programms im Kanton Solothurn    

10. November 2010 Überparteilich 
Der Regierungsrat wird beauftragt, im Kanton Solothurn koordiniert mit benachbarten 
Kantonen ein Mammografie-Screening-Programm einzuführen, welches allen im 
Kantonsgebiet wohnhaften Frauen zwischen dem 50sten und dem 70sten Lebensjahr 
rechtsgleichen Zugang zur qualitätsgesicherten Brustkrebs-Früherkennung ermöglicht. Um die 
Wirksamkeit objektiv beurteilen zu können, soll die Einführung nach Anschluss des Kantons 
an ein Krebsregister erfolgen. Die Einladung der genannten Frauengruppe erfolgt alle zwei 
Jahre und die Nutzung des Angebots muss freiwillig sein. 
Unerledigt 
Aufgrund der schlechten Finanzaussichten des Kantons Solothurn wurde beschlossen, einen 
Massnahmenplan zum Ausgleich des Staatshaushaltes zu erstellen (vgl. RRB Nr. 2011/2107 vom 
27. September 2011). Im Rahmen dieses Massnahmenplans ist vorgesehen, auf ein 
Mammografie-Screening-Programm zu verzichten. 

 

6.3.10  Regelung der Restfinanzierungskosten in der Langzeitpflege (Art. 25a KVG) 

7. Dezember 2010 Fraktion FDP.Die Liberalen 
Der Regierungsrat wird beauftragt: 
 
1.Aufzuzeigen, wie die durch Art. 25A Abs. 5 KVG vorgesehene Neuregelung der Finanzierung 
der Pflegekosten umgesetzt werden kann. 
2.Dabei sind die finanziellen Folgen für Kanton und Einwohnergemeinden aufzuzeigen. 
3.Aufzuzeigen, wie sich die Kostenbelastung der Patienten verändert und wie sich die 
Solothurner Regelung im Vergleich mit den Nachbarkantonen präsentiert. Dabei sollen nicht 
nur die Kosten der Pflege, sondern auch die übrigen Heimkosten sowie die Belastung unter 
Berücksichtigung der sozialpolitischen Massnahmen wie Hilflosenentschädigung und 
Ergänzungsleistungen aufgezeigt werden. 
4.Die Neuregelung der Finanzierung ist bis spätestens 1.1.2012 umzusetzen 
Erledigt 
Die Anliegen wurden im Rahmen der Änderung des Sozialgesetzes (Pflegefinanzierung) 
umgesetzt (KRB Nr. RG 111/2011 vom 9. November 2011). 
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6.3.11  Betreuung der asylsuchenden Personen auch weiterhin durch die Gemeinden    

26. Januar 2011 Stefan Müller, CVP 
Der Regierungsrat wird ersucht, den Vollzug des Asylwesens so zu gestalten, dass die 
Gemeinden die Betreuung der asylsuchenden Personen (und die entsprechende 
Administration) wahlweise durch die Sozialregion oder in eigener Regie ausführen können. 
Erledigt 
In der Praxis konnte folgende Lösung gefunden werden: Die Betreuung kann innerhalb der 
Sozialregionen wahlweise durch die Sozialregion selbst oder die Einwohnergemeinden in 
eigener Regie ausgeführt werden, während das Abrechnungswesen über die Sozialregionen 
abgewickelt wird. 

 

6.3.12  Sicherung von Arbeitsplätzen im Gesundheitswesen    

21. Juni 2011 Fränzi Burkhalter, SP 
Der Regierungsrat wird beauftragt, gesetzlich zu verankern, dass eine angemessene 
Beteiligung an der Aus- und Weiterbildung der Gesundheitsberufe für die Spitäler eine 
Voraussetzung für die Aufnahme in die Spitalliste des Kantons Solothurn sowie für die Heime 
und Spitexdienste eine Voraussetzung für die Bewilligungserteilung bildet. 
Erledigt 
Die gesetzliche Verankerung ist im Rahmen der Änderung des Spitalgesetzes und der 
Änderung des Sozialgesetzes erfolgt (KRB RG 083a/2011 vom 24. August 2011). 

 

6.3.13  Schaffung der gesetzlichen Grundlagen für eine zeitlich begrenzte Versuchsphase der 
generellen Öffnungszeiten von Nachtlokalen bis 05.00 Uhr (Änderung des kantonalen 
Gesetzes über das Gastgewerbe und den Handel mit alkoholhaltigen Getränken)    

21. Juni 2011 Überparteilich 
Der Regierungsrat legt dem Kantonsrat innert 6 Monaten einen Entwurf zur Änderung des 
kantonalen Gesetzes über das Gastgewerbe und den Handel mit alkoholhaltigen Getränken 
(Wirtschaftsgesetz, BGS 513.81) vor, welche es den Städten mit grosser Zentrumsfunktion 
ermöglicht, während einer zeitlich begrenzten Versuchsphase die Polizeistunde generell bis 
5.00 Uhr zu verlängern. 
Unerledigt 
Botschaft und Entwurf für die Gesetzesänderung wurden am 29. November 2011 beschlossen 
(RRB Nr. 2011/2488). 

 

6.3.14  Erhöhung der Altersgrenze für die Ausübung der Prostitution im Kanton Solothurn    

22. Juni 2011 Markus Flury, glp 
Der Regierungsrat wird beauftragt, innerhalb 6 Monaten die gesetzlichen Grundlagen zu 
schaffen, die eine Ausübung der Prostitution im Kanton Solothurn erst ab 18 Jahren erlauben. 
Unerledigt 
Die Erhöhung des Mindestalters für die Ausübung der Prostitution auf 18 Jahre und die 
Bestrafung von Freiern, die diese Altersgrenze missachten, werden vom Bund im Rahmen der 
Teilrevision des Eidgenössischen Strafgesetzbuches umgesetzt (Bundesratsbeschluss vom 18. 
August 2011 zum sog. Lanzarote-Abkommen). Die weiteren Vorschriften zur Prostitution in 
kantonaler Kompetenz werden im Projekt „Neues Volkswirtschaftsgesetz“ erarbeitet (RRB Nr. 
2009/2191 vom 1. Dezember 2009 und RRB Nr. 2010/1773 vom 28. September 2010). 
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6.3.15  Kein zusätzlicher Patientenbeitrag für ambulante Pflegedienstleistungen(Spitex)    

23. August 2011 Christine Bigolin Ziörjen, SP 
Im Rahmen der Vorlage zur Pflegefinanzierung ist zu prüfen, ob auf die Patientenbeteiligung 
bei der Kinderspitex (Leistungen der Kinderspitex für die häusliche Pflege) ganz zu verzichten 
ist. 
Erledigt 
Im Rahmen der Änderung des Sozialgesetzes (Pflegefinanzierung) wurde dem Anliegen 
entsprochen (KRB Nr. RG 111/2011 vom 9. November 2011). 

 

6.3.16  Kein Missbrauch des Gesundheitswesens    

2. November 2011 Fraktion FDP.Die Liberalen 
Der Regierungsrat wird beauftragt, dem Kantonsrat die Einführung eines Meldesystems sowie 
die Einführung einer Liste nach Art. 64a Abs. 2 und 7 KVG zur Beschlussfassung vorzulegen 
und per 1. Januar 2012 in Kraft zu setzen. 
Erledigt 
Die Umsetzung erfolgte im Rahmen der Änderung des Sozialgesetzes (KRB Nr. RG 110/2011 
vom 9. November 2011). 

6.4  Motionen 

6.5  Postulate 
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7. Volkswirtschaftsdepartement 

7.1  Volksaufträge 

7.2  Parlamentarische Initiativen 

7.3  Aufträge 

7.3.1  Neugestaltung Finanzausgleich 

30. Januar 2007 Fraktion SP/Grüne 
Der Regierungsrat wird beauftragt, dem Kantonsrat im Verlauf der nächsten Legislaturperiode 
eine Vorlage zur Neugestaltung des Finanz- und Lastenausgleichs unter den 
Einwohnergemeinden zu unterbreiten. Die Vorlage soll den Stärken des bisherigen Systems, 
den Auswirkungen der erwähnten Reformprojekte und den Erkenntnissen der 
Aufgabenreform Kanton - Gemeinden Rechnung tragen. Sofern zweckmässig soll sich die 
Neugestaltung an der Methodik der am 28. November 2004 gutgeheissenen Neugestaltung 
des Finanzausgleichs und der Aufgabenteilung Bund - Kantone ausrichten und eine 
Eliminierung des indirekten Finanzausgleichs anstreben. 
Unerledigt 
Im September 2010 wurde die Hauptstudie zur Neugestaltung der Aufgaben und des 
Finanzausgleichs zwischen Kanton und Gemeinden (NFA SO, RRB-Nr. 2010/1598 vom 7. 
September 2010) begonnen. Bis Sommer 2011 wurden in allen vier Teilbereichen „Ressourcen-
Ausgleich“, „Bildung“, „Soziales“ und „Kantonsstrassenfinanzierung“ Detailkonzepte unter 
Mitwirkung der Gemeindeverbände VSEG und VGS erarbeitet (www.nfa.so.ch). 
Zwischenzeitlich liegt der Bericht zur Globalbilanz der technischen Ebene vor. Die Beratung 
dieses Berichts auf der strategisch-politischen Ebene ist für das erste Halbjahr 2012 
vorgesehen. Bei Zustimmung kann anschliessend das Gesetzgebungsverfahren (Botschaft und 
Entwurf) initiiert werden. Ziel ist es, eine neue Regelung bis 2015 in Kraft zu setzen. 

 

 

7.3.2  Das Niederamt als Standort eines neuen Kernkraftwerks sichern 

30. Oktober 2007 Überparteilich 
Der Regierungsrat wird beauftragt, sich im Rahmen seiner Kompetenz aktiv bei allen 
Beteiligten aller Ebenen für den raschen Bau eines Kernkraftwerks (Gösgen II) im Niederamt 
einzusetzen, um so ein positives Signal zu setzen und einen Beitrag zur Schliessung der 
drohenden Stromlücke in der Schweiz zu leisten. Zudem wird er beauftragt, die straffe 
Durchführung des Bewilligungsverfahrens beim Bund und den Kantonen, insbesondere im 
Kanton Solothurn, zu unterstützen. Der Regierungsrat wird ersucht, in seiner Stellungnahme 
zu diesem Vorstoss auf folgende Fragen zu antworten: 
Auf welche Art und Weise kann sich der Regierungsrat im Sinne des Auftrags einsetzen? 
Welche Verfahren auf politischer Ebene und auf der Seite der Investoren sind im Sinne des 
Auftrages einzuleiten? 
Unerledigt 
Das eidgenössische Departement für Umwelt, Verkehr, Energie und Kommunikation UVEK hat 
mit Datum vom 14. März 2011 entschieden, die Rahmenbewilligungsverfahren für neue 
Kernkraftwerke zu sistieren und die Frist zur Stellungnahme für die Kantone auszusetzen. In 
unserem Auftrag hat das Bau- und Justizdepartement das im Zusammenhang mit dem 
Rahmenbewilligungsverfahren des Bundes stehende Richtplanverfahren “Kernkraftwerk 
Niederamt“ sistiert. In diesem Umfeld und mit dem auf Bundesebene getroffenen Entscheid 
aus der Kernenergie auszusteigen, hat sich der erwähnte Auftrag “Das Niederamt als Standort 
eines neuen Kernkraftwerkes sichern“ wesentlich verändert. Der ursprüngliche Auftrag ist mit 
diesem Entscheid überholt. 
 
In unserer Stellungnahme (RRB-Nr. 2011/2429 vom 22. November 2011) zum Auftrag Roland 
Heim (CVP, Solothurn): Szenarien für den Kanton Solothurn betreffend Ausstieg der Schweiz 
aus der Atomenergie (22.06.2011) stellen wir deshalb Antrag, das Geschäft im Rahmen der 
Behandlung des Geschäftsberichts 2011 abzuschreiben. 
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7.3.3  Aufbau einer Fachstelle Bienenhaltung im Kanton Solothurn 

31. Oktober 2007 Umbawiko-Ausschuss-Landwirtschaft 
Der Regierungsrat wird aufgefordert, den Aufbau einer Fachstelle «Imkerei, Bienen und 
Bienenhaltung» im Kanton Solothurn zu prüfen. Eine Zusammenarbeit mit den 
Nachbarkantonen ist anzustreben. 
Erledigt 
Mit RRB-Nr. 2011/2345 vom 15. November 2011 wurde die Einrichtung einer Fachstelle Bienen 
am Bildungszentrum Wallierhof beschlossen. Grundlage dafür ist ein Konzept Fachstelle 
Bienen vom 19. Oktober 2011, welches die organisatorischen Eckpunkte, die Zusammenarbeit 
mit den Nachbarkantonen und die Finanzierung aufzeigt. Der Chef Amt für Landwirtschaft 
wurde beauftragt, eine Leistungsvereinbarung mit dem Amt für Umwelt und Energie des 
Kantons Basel-Stadt, dem Landwirtschaftlichen Zentrum Ebenrain sowie der Abteilung 
Veterinär-, Jagd- und Fischereiwesen Basel-Landschaft abzuschliessen. Die Stelle konnte 2011 
ausgeschrieben werden und die Realisierung der Fachstelle ist 2012 vorgesehen. Die 
finanziellen Mittel sind im Globalbudget Amt für Landwirtschaft 2012 - 2014 enthalten. 

 

7.3.4  Generelle Überprüfung der Aufgabenteilung und Finanzströme zwischen Kanton und 
Gemeinden 

11. Mai 2010 Roland Heim, CVP, Solothurn 
Der Auftrag „Generelle Überprüfung der Aufgabenteilung und Finanzströme zwischen 
Kanton und Gemeinden“ wird erheblich erklärt. Die gemäss Schlussbericht der paritätischen 
Kommission Aufgabenreform bezeichneten Aufgabenfelder sollen im Rahmen des Projektes 
zum neuen Finanz- und Lastenausgleich in der laufenden Legislatur angegangen werden. Es 
sind alle Finanzströme, insbesondere das Gefäss des direkten Finanzausgleichs, des indirekten 
Finanzausgleichs im Bildungsbereich und ein ressourcenorientierter Ausgleich im Bereich der 
sozialen Bedarfsleistungen in die Überlegungen miteinzubeziehen. 
Unerledigt 
Der Auftrag ist anlässlich der Auftragserteilung zur Neugestaltung des Finanzausgleichs 
eingeflossen. Weitere Ausführungen siehe unter „Neugestaltung Finanzausgleich“. 

 

7.3.5  Optimierung der Kirchsteuer für juristische Personen 

24. August 2011 Markus Knellwolf, glp, Obergerlafingen 
Der Regierungsrat wird beauftragt, nach Inkraftsetzung des neuen Finanzausgleichs bei den 
Einwohnergemeinden eine Vorlage zur Neugestaltung des Finanzausgleichs unter den 
Kirchgemeinden nach den Grundsätzen des Referenzmodells der NFA des Bundes zu 
erarbeiten. Der Vorschlag aus diesem Vorstoss kann dann auf eine mögliche Umsetzung 
geprüft werden. . 
Unerledigt 
Der nach dem Wortlaut des Regierungsrates erheblich erklärte Auftrag wird, wie im Auftrag 
ausgeführt, nach der allfälligen Inkraftsetzung des neuen Finanzausgleichs bei den 
Einwohnergemeinden, aus heutiger Sicht also in der 2. Hälfte der nächsten Legislatur 2013 – 
2017, bearbeitet. 
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7.3.6  Erneuerbare Energien in die kantonale Verfassung 

8. November 2011 Philipp Hadorn, SP, Gerlafingen 
Der Regierungsrat wird beauftragt, eine Vorlage zur Änderung der kantonalen Verfügung 
vorzulegen, welche § 117 folgendermassen ändert: 
1Kanton und Gemeinden fördern die Nutzung von erneuerbaren Energien, die dezentrale 
Energieversorgung sowie den sparsamen und rationellen Energieverbrauch. 
2Sie können Massnahmen treffen zur Sicherstellung einer umweltgerechten, sicheren, 
ausreichenden und der Volkswirtschaft förderlichen Versorgung mit Energie. 
Unerledigt 
Die Ausarbeitung einer Vorlage zur Änderung der kantonalen Verfassung gemäss KRB 
A 105/2011 ist in Angriff genommen worden. Mit der geplanten Aufnahme in die 
Kantonsverfassung soll ein klares Zeichen gesetzt werden, dass die Förderung erneuerbarer 
Energien und der Energieeffizienz zu den wichtigen Staatsaufgaben gehört. Der 
Regierungsrat wird voraussichtlich im April 2012 über den ausgearbeiteten Vorschlag beraten 
sowie Botschaft und Entwurf an den Kantonsrat überweisen. Die Behandlung im Kantonsrat 
ist für die Juni-Session 2012 vorgesehen. 

7.3.7  Förderung erneuerbare Energie  

8. November 2011 Roland Fürst, CVP, Gunzgen 
Seit Jahren fördert der Kanton Solothurn die Nutzung von erneuerbaren Energien. 
Sinnvollerweise werden die Förderungsmittel an die Endnutzer ausgeschüttet. Damit kommen 
richtigerweise Liegenschaftsbesitzer und nicht Energiedienstleister in den Genuss von 
staatlichen Beiträgen. Diese Beitragssystematik soll auch in Zukunft angewandt werden. Weil 
in absehbarer Zeit eine neue Globalbudgetperiode für den Bereich Energieförderung startet, 
ist es zweckmässig, rechtzeitig die politischen Rahmenbedingungen festzulegen. 
 
Auftrag: 
Die Grundsätze der kantonalen Förderprogramme haben sich nach den Punkten 1 bis 3 
auszurichten. 
1. Die Förderung der erneuerbaren Energien ist ein langfristiger Prozess, welcher nicht auf 

eine Globalbudgetperiode begrenzt werden darf. Es darf nicht sein, dass zeitliche 
Zufälligkeiten, z.B. der Baufortschritt an einer Fernwärmeheizung, über die 
Anspruchsberechtigung eines Förderbeitrags entscheiden. 

2. Die Anspruchsberechtigung muss sich nach möglichst wenigen und glasklaren Kriterien 
richten. Die Gleichbehandlung aller Gesuchsteller muss gewährleistet sein. Identische 
Wirkungen müssen identische Beiträge auslösen. Projekte, welche die Erreichung der Ziele 
des Kyoto-Protokolls begünstigen, werden durch den Kanton Solothurn prioritär 
gefördert. 

3. Beitragssprünge aus zeitlichen oderfinanziellen Gründen sind zu vermeiden. Korrekturen 
sind in kleinen Schritten vorzunehmen. 

Unerledigt 
Alle erneuerbaren Energien müssen die Chance haben, sich ihren Platz im Energiesystem 
entsprechend ihrer ökonomischen, technischen und ökologischen Potenziale zu erarbeiten. 
Das Förderprogramm trägt diesem Umstand gebührend Rechnung. Die Förderung 
erneuerbarer Energien ist ein langfristiger Prozess, welcher sich nicht auf eine 
Globalbudgetperiode beschränkt. Förderkriterien bzw. Förderbedingungen sind transparent 
und für die Gesuchstellenden einsehbar. Der KRB A108/2011 widerspiegelt die bisherige 
Vollzugspraxis der Energiefachstelle. Umstellungen bzw. Anpassungen wurden bisher nur 
aufgrund bundesrechtlicher Vorgaben oder bei einem Preiszerfall von Anlagen oder 
Komponenten, wenn dadurch die Investitionskosten von Anlagen deutlich sinken, gemacht. 
Die konsequente Umsetzung des Auftragesinsbesondere die Umsetzung von Punkt 3 kann zu 
nicht unwesentlichen Budget-überschreitungen führen. 
Die finanziellen Mittel müssen jeweils im Rahmen der Budgetbeschlüsse freigegeben werden. 
Wir beantragen den Auftrag abzuschreiben. 
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7.4  Motionen 

7.4.1  Aufgabenteilung 

24. März 1993 Peter Kofmel, FdP 
Der Regierungsrat wird beauftragt, zusammen mit den Einwohnergemeinden die vor Jahren 
begonnene Aufgabenreform energisch voranzutreiben. Dabei sind fundamentale Reformen 
ins Auge zu fassen: Aufgabe, Verantwortung, Kompetenz und Finanzierungspflicht sind in der 
Regel der gleichen Körperschaft zuzuordnen. 
Unerledigt 
Die Arbeiten wurden mit dem Schlussbericht zur Aufgabenreform mit RRB-Nr. 2009/1932 vom 
26. Oktober 2009 abgeschlossen. Der verbleibende Handlungsbedarf ist anlässlich der 
Auftragserteilung zur Neugestaltung des Finanzausgleichs eingeflossen. Weitere 
Ausführungen siehe unter „Neugestaltung Finanzausgleich“. 

7.5  Postulate         


